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Bonn, den 15. März 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über eine Bundesbürg- 
schaft für Kredite zur Finanzierung der Lebens- 
mittelbevorratung 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 51. Sitzung am 2. März 1951 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 


über eine Bundesbürgschaft für Kredite zur 
Finanzierung der Lebensmittelbevorratung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, Bürgschaften bis zum Betrage 
von neunhundert Millionen Deutsche Mark 
für Kredite zu übernehmen, die der Einfuhr- 
und Vorratsstelle für Getreide- und Futter- 
mittel, der Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Fette und der Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Vieh und Fleisch von einer unter Führung 
der Landwirtschaftlichen Rentenbank gegrün- 
deten Bankengruppe für die Finanzierung der 
Einlagerung von Getreide und Futtermitteln, 
von Fetten, Margarinerohstoffen, sowie von 
Fleisch und Fleischwaren gegeben worden 
sind oder gegeben werden. 

§ 2 

Der Bundesminister der Finanzen erläßt 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwitschaft und Forsten 
die zur Durchführung des § 1 erforderlichen 
Richtlinien. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 



Begründung 


Die Bundesrepublik ist auf dem Ernährungs- 
gebiet in hohem Maße einfuhrabhängig. Im 
Wirtschaftsjahr 1950/51 beträgt z. B. der 
Einfuhranteil am Gesamtbedarf bei Getreide 
durchschnittlich 35 v. H., bei Maragarine- 
rohstoffen rund 95 v. H., bei Butter rund 
10 v. H. und bei Fleisch rund 10 v. H. 

Infolge dieses hohen Einfuhrbedarfs bei den 
wichtigsten Ernährungsgütern besteht die 
Gefahr von Versorgungsschwierigkeiten, 
wenn ungünstige Ernteergebnisse, vor allem 
aber die politische Lage oder Transport- 
schwierigkeiten eine stetige Belieferung der 
Bundesrepublik mit diesen Gütern für einige 
Zeit unmöglich machen. Die letzten Gefahren 
sind heute groß. Ihr kann nur durch die 


Anlegung entsprechender Vorräte durch die 
öffentliche Hand begegnet werden. 

Eine sinnvolle Vorratspolitik auf dem Er- 
nährungsgebiet verhindert oder mildert nicht 
nur Versorgungsschwierigkeiten und damit 
unter Umständen Preissteigerungen, die zu 
Lasten der Verbraucher gehen. Die zeit- 
gerechte Anlegung von Vorräten gewähr- 
leistet darüber hinaus zu Gunsten der inlän- 
dischen Erzeuger eine gewisse Marktstabilität, 
wenn bei einem zeitweisen Überangebot 
inländischer Erzeugnisse diese von der 
öffentlichen Hand für die Anlegung von 
Vorräten aufgenommen werden können. 

Aus diesen Gründen beabsichtigt die Bundes- 
regierung folgende Vorräte anzulegen: 


Warenart Menge Wert in DM Bedarf für: 


Weizen 500 

Roggen 700 

Futtergetreide 200 

Marga rine rohst offe 50 
Butter 20 

Schmalz 30 

Fleisch 100 


000 to ) 


000 to j 

600 000 

000 to j 


000 to 

9 000 

000 to 

96 000 

000 to 

63 000 

000 to 

235 000 



3 Monate 

000 

3 Monate 


3 Monate 

000 

35 Tage 

000 

35 Tage 

000 

35 Tage 

000 

20 Tage 


Der hierdurch entstehende Finanzierungs- 
bedarf beläuft sich auf rund 1 100 000 000 DM. 
Hiervon werden rund 1 Milliarde DM für 
den Ankauf dieser Vorräte, rund 100 000 000 
DM für die Lagerkosten benötigt. Die Fi- 
nanzierung ist wie folgt vorgesehen: 

90 v. H. der Einkaufskosten, das sind 
900 000 000 DM, werden von einer für 
diesen Zweck gegründeten Bankengruppe, 
die unter Führung der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank steht, in der Weise aufgebracht, 
daß von den Einfuhr- und Vorratsstellen 
Sola-Wechsel ausgegeben werden, die von der 
jeweiligen Mitgliederbank an erster Stelle und 
von der Bankengruppenführerin an zweiter 
Stelle giriert werden. Die Bank deutscher 
Länder wird diese Wechsel für die Dauer der 
Bevorratungsmaßnahmen rediskontieren. Ne- 
ben der Sicherungsübereignung der beliehe- 
nen Vorräte wurden diese Zusagen der Ban- 
ken und der Bank deutscher Länder von der 
Gewährung einer Bundesbürgschaft in Höhe 
der Kreditsumme abhängig gemacht. 

Die restlichen 10 v. H. des Finanzierungs- 
bedarfs müssen von den Einfuhr- und Vor- 
ratsstellen selbst aufgebracht werden. Um 
diese hierzu zu befähigen, ist die Erhöhung 


ihrer Kapitalausstattung notwendig. Die er- 
forderlichen Mittel werden, soweit nicht das 
Sondervermögen des Bundes hierzu heran- 
gezogen werden kann, aus dem Bundeshaus- 
halt bereitgestelit werden. 

Für die Finanzierung der Lagerkosten wer- 
den Haushaltsmittel bereitgestellt. 

Der in Berlin eingelagerte Teil der Bundes- 
reserve ist in diese Maßnahmen einbezogen. 
Die notwendige Vorratshaltung wäre unver- 
tretbar verzögert worden, wenn mit ihrem 
Anlauf gewartet worden wäre, bis eine Er- 
mächtigung der gesetzgebenden Körperschaf- 
ten zur Übernahme der geforderten Bundes- 
bürgschaft Vorgelegen hatte. Die Kredit ge- 
währenden Banken und die Bank deutscher 
Länder haben sich daher bereit erklärt, be- 
reits vor Vorliegen einer gesetzlichen Er- 
mächtigung des Bundesministers der Finan- 
zen die notwendigen Mittel auf dem Kredit- 
w r ege zur Verfügung zu stellen, wenn die 
Bundesregierung sidi verpflichtet, sich bei 
den gesetzgebenden Körperschaften für die 
Herbeiführung einer Ermächtigung zur 
Übernahme einer Bundesbürgschaft für diese 
Zwecke einzusetzen. Die Bundesregierung hat 
diese Erklärung abgegeben. 
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